
 
N i e d e r s c h r i f t 

 
über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates am 01.03.2023 im Ratssaal des 

Friedrichsbaus, Bühl, Friedrichstraße 2, 
 

Sitzungsdauer: 18:00 Uhr bis 20:00 Uhr 
 

- - - - - - - 

Anwesend sind: 
 

Vorsitzender 
Oberbürgermeister Hubert Schnurr  

Gremiumsmitglied 

Stadträtin Barbara Becker  
Stadtrat Christian Böckeler  
Stadträtin Dr. Margret Burget-Behm  
Stadtrat Johannes van Daalen  
Stadtrat Prof. Dr. Karl Ehinger  
Stadtrat Franz Fallert  
Stadtrat Georg Feuerer  
Stadtrat Daniel Fritz  
Stadträtin Beate Gässler  
Stadtrat Timo Gretz  
Stadtrat Peter Hirn  
Stadtrat Hans-Jürgen Jacobs  
Stadtrat Ludwig Löschner  
Stadtrat Ulrich Nagel  
Stadtrat Georg Schultheiß  
Stadtrat Walter Seifermann  
Stadtrat Peter Teichmann  
Stadtrat Thomas Wäldele  
Stadträtin Dr. Claudia Wendenburg  
Stadtrat Jörg Woytal  
Stadtrat Norbert Zeller  

Ortsvorsteher 

Ortsverwaltung Eisental Karin Feist  
Ortsverwaltung Weitenung Daniel Fritz  
Ortsverwaltung Neusatz Hans-Wilhelm Juchem  
Ortsverwaltung Altschweier Manfred Müller  

Verwaltung 
Erster Beigeordneter Wolfgang Jokerst  
Bildung-Kultur-Generationen Klaus Dürk  
Personal-Organisation-Digitalisierung Daniel Bauer bis TOP 2 anwesend 
Pressesprecher Matthias Buschert  
Finanzen-Beteiligungen-Liegenschaften Thomas Bauer  
Rechts- und Ausländerwesen Elisabeth Beerens  
Bürgerservice-Sicherheit-Recht Reinhard Renner  
Wirtschafts- und Strukturförderung/Baurecht Corina Bergmaier bis TOP 3, 19:45 Uhr, anwesend 
Revision Petra Ewert bis TOP 3, 19:30 Uhr, anwesend 
Stadtentwicklung-Bauen-Immobilien Barbara Thévenot  
Gremien und Kommunales Marc Vollmer  



Gäste Franziska Rellig und Maria Häuser, Kassenärztliche Ver-
einigung Baden-Württemberg (zu TOP 3) 
 

Zuhörer/innen   1 

  

Pressevertreter   1 

 

Entschuldigt fehlen: 

Gremiumsmitglied 

Stadtrat Bernd Broß  
Stadtrat Lutz Jäckel  
Stadtrat Prof. Dr. Johannes Moosheimer  
Stadträtin Yvonne Zick  
 
 



 

Tagesordnung 

1. Bürgerfragestunde 
  
2. Verabschiedung des Haushaltsplans 2023; 

a) Stellungnahmen der Fraktionen 
b) Beschluss der Haushaltssatzung sowie der Wirtschaftspläne der Eigenbetriebe "Ab-
wasserbeseitigung" und "Breitband" 

  
3. Bericht der Kassenärztlichen Vereinigung über die ärztliche Versorgung in Bühl 
  
4. Satzung der Stadt Bühl über die Erhebung von Gebühren im Bestattungswesen  

- Bestattungsgebührenordnung - 
a) Zustimmung zur Gebührenkalkulation   
b) Beschluss der Bestattungsgebührenordnung 

  
5. Neues Eigenbetriebsrecht in Baden-Württemberg;  

Neufassung der Satzungen für den Eigenbetrieb Abwasserbeseitigung und den Eigenbe-
trieb Breitbandnetz 

  
6. Berichte und Anfragen 
  
 
 
 



Oberbürgermeister Schnurr eröffnet die Sitzung und stellt die entschuldigten Mitglie-
der sowie die Beschlussfähigkeit des Gemeinderats fest.  

 
 
TOP 1: Bürgerfragestunde 

 
Von den anwesenden Bürgerinnen und Bürgern werden keine Fragen an die Verwaltung ge-
richtet.  
 
 
TOP 2: Verabschiedung des Haushaltsplans 2023; 
a) Stellungnahmen der Fraktionen 
b) Beschluss der Haushaltssatzung sowie der Wirtschaftspläne der Eigenbetriebe 
"Abwasserbeseitigung" und "Breitband" 

 
Oberbürgermeister Schnurr fordert die Fraktionen auf, in der Reihenfolge ihrer Fraktionsstär-
ke, ihre Stellungnahme zum Haushalt 2023 abzugeben.  
 
 
Stellungnahme der CDU-Fraktion (Georg Feuerer): 
 
„Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, sehr geehrte Damen und Herren,  
 
wir sind mittlerweile Zwetschgenstadt. So wie die Bühler Zwetschge ihre besten Jahre hinter 
sich hat, scheint es auch aktuell mit dem städtischen Haushalt zu sein. Die Zeiten sprudeln-
der Gewerbesteuereinnahmen gehören inzwischen der Vergangenheit an und die Stadt muss 
sich den neuen finanziellen Rahmenbedingungen jährlich anpassen.  
 
In dieser Hinsicht wurde der eingereichte Haushaltsentwurf 2023 optimistisch, aber doch sehr 
knapp kalkuliert, um noch ein positives Ergebnis von knapp 200.000 Euro ausweisen zu kön-
nen. Wie der aktuelle Mehrbedarf von 16 Stellen finanziert wird, ist für uns nicht nachvoll-
ziehbar, zumal noch weitere Besetzungswünsche seitens der Verwaltung bereits angekündigt 
sind.  
 
Sicherlich könnte man wie in der Vergangenheit weiterhin auf höhere Steuereinnahmen hof-
fen oder den städtischen Haushalt noch etwas mehr „ausquetschen“. Letztendlich wird man 
den Weg der Haushaltskonsolidierung unabdingbar begehen müssen, nach unserer Auffas-
sung noch viel ernsthafter und konsequenter, um das prognostizierte Ziel des Haushaltsaus-
gleichs, wie er im Entwurf 2023 vorliegt, erreichen zu können.  
 
Akzeptabel ist aus unserer Sicht, dass man aufgrund des finanziellen Kraftaktes für den 
Neubau der Mensa im Campus und Sanierung des Windeck-Gymnasiums sich bei den weite-
ren Investitionen auf das Notwendigste beschränkt. Beide Großprojekte binden auf Jahre die 
finanzielle Leistungsfähigkeit der Stadt. Angesichts des weiterhin hohen Wohnungsbedarfes 
sollte die Stadt dennoch Wohnbauprojekte unterstützen und vorgesehene Baugebiete zeit-
nah erschließen.  
 
Sehr bedauerlich finden wir, dass das Jubiläum 50 Jahre Große Kreisstadt seitens der Stadt 
kaum gewürdigt wird. Auch wenn der Sparzwang groß ist, sollten die ortspezifischen Erfor-
dernisse berücksichtigt werden und hoffnungsvolle Bürgerinitiativen realisierbare Perspekti-
ven erhalten 
 
Insgesamt gilt unser Dank gilt allen, die sich für das Gemeinwohl engagieren, in Vereinen 
oder örtlichen Gruppierungen, insbesondere aber auch allen, die sich für die Flüchtlinge so-
wie notleidenden Menschen einsetzen. Wir danken der örtlichen Wirtschaft für die Schaffung 



und Aufrechterhaltung von Arbeitsplätzen und für die nach wie vor starke Finanzkraft der 
Stadt. Ein Dank gilt auch allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Stadtverwaltung für die 
geleistete Arbeit. Bedanken möchten wir uns auch für die konstruktive Zusammenarbeit im 
Gemeinderat.  
 
Die CDU-Fraktion stimmt dem vorgelegten Haushaltsplan und den Wirtschaftsplänen der 
Eigenbetriebe 2023 zu.“ 
 
 
Stellungnahme der FW-Fraktion (Prof. Dr. Karl Ehinger): 
 
„Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, meine Damen und Herren,  
 
das zurückliegende Jahr hat uns vor Augen geführt, wie schnell sich die Welt verändern 
kann. Wer hätte sich vorstellen können, dass wir infolge des Krieges in Europa inzwischen 
nicht nur Energie, sondern auch viele andere Dinge des täglichen Bedarfs teuer bezahlen 
müssen. Zurzeit prägen gleich mehrere Krisen unseren Alltag und die Arbeit der Verwaltung. 
Die Versorgung der steigenden Zahl von Geflüchteten aus der Ukraine und anderen Teilen 
der Welt, die Besetzung von offenen Stellen mit geeignetem Fachpersonal und die vielen 
Wohngeldanträge sind nur einige Beispiele, die die Stadtverwaltung im Haushaltsjahr 2023 
herausfordern.  
 
Dennoch ist es der Stadtkämmerei gelungen einen ausgeglichenen Haushaltsplanentwurf 
aufzustellen. Unsicher ist aber unter anderem die Prognose der Gewerbesteuereinnahmen 
von 19,5 Millionen Euro – also 2,7 Millionen Euro mehr als das Ergebnis 2021. Ebenso un-
gewiss ist, ob die angenommenen 29,4 Millionen Euro für Personalaufwendungen nach der 
Tariferhöhung im öffentlichen Dienst noch ausreichen. Das wäre der Fall, wenn der Ab-
schluss gemäß dem ersten Angebot der öffentlichen Arbeitgeber erfolgt, aber die gewerk-
schaftlichen Forderungen sind wesentlich höher. Deshalb müssen wir weitere Anstrengungen 
zur Haushaltskonsolidierung unternehmen.  
 
Insgesamt sind im Haushalt 20,5 Millionen Euro für Investitionen vorgesehen. Ein großer Teil 
davon fließt in die beiden großen Bauprojekte Neubau Mensa mit Klassenzimmern und Ju-
gendcafé sowie in die Sanierung Windeck-Gymnasium. Diese Investitionen kommen unseren 
Kindern und Jugendlichen zugute. Sie sind Investitionen in die Zukunft. Beide Projekte sind 
nicht mehr aufschiebbar und erfordern eine Kreditaufnahme von 5,4 Millionen Euro. Umso 
mehr muss bei der Umsetzung der Bauvorhaben darauf geachtet werden, dass die Kosten 
reduziert werden. So muss geprüft werden, ob Klassen während der Bauzeit in nahegelege-
nen Räumen unterrichtet werden können. Ziel muss es sein, Mietkosten für Container zu 
vermeiden.  
 
Einsparungen erhoffen wir Freien Wähler bei der Digitalisierung der Verwaltung. Großen 
Aufholbedarf gibt es aber noch bei der Umsetzung des Onlinezugangsgesetztes und bei an-
deren Maßnahmen im Bereich der digitalen Transformation. Alle Digitalisierungsmaßnahmen 
müssen nutzbringend für unsere Bevölkerung sein und Personalstellen-Einsparungen bei der 
Erledigung von Routineaufgaben als Ziel haben. Für Standardprozesse in der Verwaltung 
müssen Land und Bund Lösungen kostenfrei zur Verfügung stellen.  
 
Sorgen bereitet unserer Fraktion der Zustand der Verkehrsinfrastruktur. Die rechtzeitige Sa-
nierung der städtischen Straßen und Brücken ist dringend geboten. Sonst wird es teurer. 
Aufwändige Komplettsanierungen sollten die Ausnahme bleiben. Bei der südlichen Haupt-
straße ist dies alternativlos, da die Versorgungsleitungen entsprechend ihres Alters kontrol-
liert und gegebenenfalls saniert werden müssen. Akute Schäden der Infrastruktur müssen 
umgehend repariert werden, damit die Verkehrssicherheit gewährleistet bleibt. Das Rad-
wegenetz muss verbessert werden. Alle Stadtteile und auch die benachbarten Kommunen 



müssen ohne Umwege gefahrlos per Rad erreichbar sein.  
 
Länger haben wir in der Freien Wähler-Fraktion über den Katastrophenschutz und die Feu-
erwehr diskutiert. Wir sind überzeugt, dass angesichts neuer Bedrohungen Bevölkerungs- 
und Katastrophenschutz zu stärken sind. Ein schlüssiges Konzept für Katastrophenfälle muss 
vorgestellt werden. Nur 68.000 € für die Generalsanierungen der Sirenen genügen nicht. Um 
im Ernstfall handlungsfähig zu sein, bedarf es neben Einsatzplänen auch der zeitgemäßen 
Ausstattung unserer Hilfskräfte. Auch arbeitsrechtlich geeignete Feuerwehrhäuser sind be-
reitzustellen. Im aktuellen Haushaltsplan vermissen wir Mittel für den Bau von neuen Geräte-
häusern in Neusatz und Weitenung.  
 
Weitere Schwerpunkte bei unseren Fraktionsberatungen waren Gewerbe und Landwirtschaft. 
Der bisher praktizierte intensive Austausch mit der Wirtschaft stärkt das Vertrauen und die 
Zusammenarbeit und ist weiterhin zu pflegen. Geeignete Rahmenbedingungen sind anzu-
passen für den künftigen wirtschaftlichen Erfolg von Handel, Dienstleistungsgewerbe und 
Industrie. Sie sind es, die mit ihren Arbeitsplätzen und Steuerzahlungen den Wohlstand der 
Stadt sichern. Genügend Flächen sind für die landwirtschaftlichen Betriebe unserer Region 
Existenzgrundlage. Weder durch neue Gewerbe- und Wohnbaugebiete noch durch Aus-
gleichsmaßnahmen dürfen wertvolle Anbauflächen verschwinden. Stattdessen ist zu prüfen, 
ob mit Umlegungen neue Anbaugebiete und ökologische Ausgleichsflächen nutzbar werden, 
zum Beispiel mit den größer werdenden Brachen in den Reben.  
 
Jeder auch noch so kleine Beitrag zum Klimaschutz hilft vor Ort und ist wichtig, denn die Fol-
gen der Klimaerhitzung bedrohen Wohlstand Gesundheit und Leben. Der Bühler Stadtrat hat 
den Klimanotstand erklärt und will, dass Bühl bis 2035 klimaneutral wird. Dazu muss konse-
quent Energie eingespart und regenerative Energien müssen genutzt werden. Die Stadt 
muss Vorbild sein und alle geeigneten kommunalen Gebäude mit Photovoltaik-Anlagen aus-
statten. Mit den Programmen „Solar“ und „Bühl Grün“ unterstützt die Stadt alle, die mit Pho-
tovoltaik den Umstieg weg von fossilen Energieträgern umsetzen und die mit Dachbegrünun-
gen Wohnqualität und das ökologische Umfeld verbessern. Ob der Standort am Wittig für 
Windenergieanlagen geeignet ist, werden die Messergebnisse zeigen. Das geothermische 
Potential für die Versorgung Bühls mit Fernwärme und Strom muss untersucht werden. Vor 
der Genehmigung muss aber sichergestellt werden, dass beim Bau und Betrieb keine Schä-
den auftreten und falls doch, dass die dann entstandenen Kosten komplett vom Verursacher 
übernommen werden.  
 
Meine Damen und Herren,  
 
was wäre eine Kommune ohne Ihre ehrenamtlich Aktiven, ohne die Vereine und gemeinnüt-
zigen Einrichtungen, ohne deren Kinder- und Jugendförderung? Deshalb setzen wir uns für 
eine Erhöhung der finanziellen Unterstützung der Vereine ein. Einen besonderen Dank 
möchten wir allen Pflegekräften, den Einsatzkräften unserer Freiwilligen Feuerwehr, THW, 
DRK und Notfall-Krisenteam aussprechen, sowie den Helfern der Bühler Tafel und den Un-
terstützern der Geflüchteten. Sie sind es, die uns allen jederzeit bei Not zur Hilfe eilen. Ihnen 
gebührt unser höchster Respekt und die größte Anerkennung. 
 
Wir bedanken uns bei Herrn Oberbürgermeister Schnurr und Bürgermeister Jokerst und allen 
in der Verwaltung für ihr Engagement. Ein besonderes Lob sprechen wir Herrn Thomas Bau-
er und allen Beteiligten aus für die Erarbeitung des Haushaltsplanentwurfs. Den Mitbürgerin-
nen und Mitbürgern, die sich beruflich oder privat für den Zusammenhalt unserer Gesell-
schaft einsetzen und zum Wohl unserer Stadt beitragen, gilt ebenfalls unser Dank. Ebenso 
danken wir den Firmen und Gewerbetreibenden in Industrie, Handel und Handwerk für Ihr 
Angebot an Arbeitsplätzen und für Steuerzahlungen. Für sachliche Berichterstattung des 
kommunalpolitischen Geschehens verdient die lokale Presse unseren Dank auch danken wir 
unseren Kolleginnen und Kollegen im Stadtrat für die faire und konstruktive Zusammenarbeit.  



 
Die Freie-Wähler-Fraktion stimmt dem Verwaltungsvorschlag des Haushaltsplans 2023 
ebenso zu wie den Wirtschaftsplänen der Eigenbetriebe.“ 
 
 
Stellungnahme der GAL-Fraktion (Beate Gässler): 
 
„Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister Schnurr,  
sehr geehrter Herr Bürgermeister Jokerst,  
liebe Kolleginnen und Kollegen,  
meine Damen und Herren,  
 
das zurückliegende Jahr war weiterhin geprägt von der Corona-Pandemie, aber dann pas-
sierte weltpolitisch etwas, das niemand für möglich gehalten hatte. Ein Krieg in Europa, die 
Ukraine wird von Russland überfallen. Zeitenwende nannte es unser Bundeskanzler. Es ver-
änderte die wirtschaftliche Situation im ganzen Land und für alle Menschen vehement. Die 
daraus folgende Energiekrise führt überall zu deutlich höheren Ausgaben für Strom und Gas. 
Des Weiteren entstanden und entstehen hohe Mietausgaben für die vielen Flüchtenden aus 
der Ukraine, die wir selbstverständlich und gerne in unserer Stadt sehr willkommen heißen. 
Hier möchte ich unseren ersten und besonderen Dank an die Bühler Tafel richten, die die 
Menschen sofort und über die Maßen hinaus engagiert versorgten und dies bis heute tun.  
 
Doch blicken wir zurück auf das letzte Haushaltsjahr, was wurde umgesetzt und was nicht. 
Was leider immer noch nicht umgesetzt wurde, ist die von unserem Fraktionsvorsitzenden 
seit 2019 mehrfach geforderte Photovoltaik-Anlage auf dem Kinderhaus Sonnenschein. Auch 
wenn das inzwischen manchen Lacher in diesem Gremium hervorruft, uns ist es nicht mehr 
zum Lachen zumute! Wir machen so auch nicht mehr weiter. Dies ist ein Beispiel von vielen 
das zeigt, dass die Stadt Themen wie regenerative Energien sehr ungern und sehr verzögert 
wahrnimmt. Für eine Stadt, die den Klimanotstand ausgerufen hat, müssten diese Dinge je-
doch mit oberster Priorität behandelt und auch visionär angegangen werden.  
 
Wir hatten außerdem bereits in unserer Haushaltsrede 2022 angemahnt, dass der Klima-
schutz in der Haushaltsrede des Oberbürgermeisters vermisst wurde, es war 2023 leider 
genauso. Allein mit der neuen Bezeichnung „Zwetschgenstadt“ wird kein einziges Problem 
angegangen, geschweige denn gelöst.  
 
Ich zitiere aus unserer Haushaltsrede 2022 „Im Jahre 2019 wurde in Bühl der Klimanotstand 
ausgerufen und in einer zweitägigen Klausurtagung wurde dabei ein Maßnahmenkatalog 
erstellt, der aber bis heute leider keine größere Umsetzung erfahren hat.“ Ich kann diesen 
Abschnitt Wort für Wort für 2023 wiederholen, leider. Wir müssen Tempo und Schlagzahl 
deutlich erhöhen um etwas für den Klimaschutz zu erreichen. Aktuell hat die Stadt Photovol-
taikanlagen mit einer Gesamtleistung von etwa 750 kWp auf ihren Dächern wir möchten min-
destens 2000 kWp. Wer möchte vergleicht die Anstrengungen der Stadt Bühl mal mit unserer 
Nachbargemeinde Ottersweier. Die Freiflächen Photovoltaikanlagen der Gemeinde Otters-
weier in Unzhurst erbringt alleine 750 kWp.  
 
Wir stellen deshalb folgenden Antrag: Wir beantragen einen Aktionsplan der Stadt für das 
kommende Jahr und wir erwarten einen regelmäßigen Bericht z.B. über den Ausbau der Pho-
tovoltaikanlagen. Dazu gehört auch die Überprüfung der Überdachung mit Photovoltaik am 
Parkplatz Schwimmbad und am Parkplatz westlich vom Bahnhof und dazu gehören auch 
Freiflächen-Photovoltaikanlagen. Des Weiteren stellen sich uns folgende Fragen: z.B. bei der 
Mensa, wo ist die bereits beschlossene Dach- und die Fassadenbegrünung? Eine Wärme-
pumpe statt der Fernwärme?  
 
Ebenso dringend, und direkt damit verbunden ist der Bereich Naturschutz, Artensterben, Bio-



diversität und auch ganz praktisch die Stadtbegrünung. Bei allem Bestreben den Flächenver-
brauch einzudämmen darf darunter die Stadtbegrünung nicht weiter leiden, sondern muss in 
der Stadtplanung nicht nur "mitgedacht", sondern muss aktiver als bisher betrieben werden. 
Auf keinen Fall dürfen Grünflächen dem Autoverkehr geopfert werden. In Zeiten der immer 
heißeren Sommer brauchen wir für ein gesundes Stadtklima vor allem Bäume, Bäume und 
noch mehr Bäume und zwar keine zierlichen Säulengestelle, sondern Bäume mit weiten Kro-
nen! Eine durchgrünte Stadt kann zwar mehr Biodiversität beherbergen als mancher Mono-
kulturacker, aber dies reicht nicht aus das Artensterben zu stoppen.  
 
Schon 1989 haben die Wissenschaftler vom Institut für Landschaftsökologie und Naturschutz 
(Vimbuch) die Probleme beschrieben und Wege aufgezeigt. Nach ersten Maßnahmen (Na-
turschutzstiftung Waldhägenich) kam der Prozess der Biotopvernetzung weitgehend zum 
Stillstand. Wir beantragen deshalb einen Bericht über bisherige Maßnahmen und Erfolge. Die 
neuen Pachtauflagen zu einer naturverträglicheren Bewirtschaftung der Äcker um das Natur-
schutzgebiet Waldhägenich sind ein guter, überfälliger Beginn. Weitere Programme müssen 
folgen.  
 
Wir freuen uns auf künftige, regelmäßige Berichte und Begehungen bzw. beantragen dies. 
Wir beantragen außerdem Gelder für die weitere Aufstockung des Förderbudgets für Balkon-
anlagen. Die Förderung dieser Anlagen ist doch wirklich ein Erfolgsprogramm.  
 
Straßen und Verkehr. auch hier kurze Wiederholung aus der Haushaltsrede 2022 „Vor zwei 
Jahren (inzwischen sind es drei geworden,) „hatten GAL, SPD und FDP einen Antrag zur 
Ausweisung einer Fußgängerzone in der Hauptstraße gestellt. Um den Verdrängungsverkehr 
in den angrenzenden Straßen zu verhindern, wurde ein Verkehrsplanungsbüro beauftragt der 
Stadt Vorschläge zu unterbreiten, um dies zu verhindern.“ Es gab eine zweitägige Klausurta-
gung Mobilität im Mai 2022. Das Ergebnis der damaligen Verkehrszählung liegt uns bis heute 
nicht vor nur ein Antrag eine weitere Personalstelle zu schaffen. Außerdem durften wir der 
Presse entnehmen, dass der OB gegen eine Fußgängerzone ist. Die Ergebnisse dieser Ver-
kehrszählung wären sicher auch sehr hilfreich für die bevorstehenden 1,5 Jahre Sanierung 
der südlichen Hauptstraße, was uns allen hier als viel zu lange erscheint. Da muss auf jeden 
Fall noch eine bessere Lösung gefunden werden.  
 
Viele sehr einfach umzusetzende Veränderungen aus der o.g. Mobilitätsklausur z.B. aus ei-
nigen Parkplätzen entlang der Hauptstraße Radabstellplätze zu machen, werden nicht ange-
gangen und umgesetzt. Die GAL ist auch weiterhin der Meinung, dass sowohl der ÖPNV wie 
auch das Radwegenetz immer weiter ausgebaut werden müssen, um eine Alternative für den 
motorisierten Individualverkehr sein zu können.  
 
Sparen. Wir haben ein verdecktes strukturelles Defizit von mindestens 50 Millionen Euro im 
Haushalt noch ohne die endgültige Fertigstellung der Sanierung des Windeck-Gymnasiums, 
ohne die Sanierung der Schwarzwaldhalle, der Aloys-Schreiber-Sporthalle, der Bachschloss-
halle und der Reblandhalle, ohne die vielen Straßen, die sich in jämmerlichen Zustand befin-
den, ohne die Feuerwehrhäuser in Neusatz und Weitenung, ohne die Kita für die fehlenden 
Plätze für 50 Kinder, ohne die Kita Moos und Neusatz und ohne Sanierung des Brunnens 
und Anlage im Stadtgarten und und und. Wie können wir diese wichtigen Aufgaben umsetzen 
und uns trotzdem sehr wertvolle Dinge wie Schwimmbad, Bürgerhaus, Musikschule und Me-
diathek leisten?  
 
Alle Jahre wieder wird über unsere Mediathek meines Erachtens sehr ungut diskutiert. Dabei 
ist sie die kulturelle Einrichtung, die von unseren Bürgerinnen und Bürgern am meisten ge-
nutzt wird, die einen hohen Bildungsauftrag erfüllt, wertvolle pädagogische Arbeit leistet und 
in den heutigen Zeiten von Digitalisierung und sozialen Medien wichtiger ist denn je. Deshalb 
unser Vorschlag und Antrag. Wir beantragen eine Deckelung auf die Ausgaben von mehre-
ren Punkten des Haushalts. Mehr gibt’s nicht... können wir uns leider nicht mehr leisten. Be-



sonders wichtig ist uns auch die Begrenzung der Personalstellen. Wir können nicht mehr 
größer und größer werden. Hier möchten wir auch noch einmal erwähnen, dass die einge-
planten 3-4% für die Lohnerhöhungen im Haushalt absolut unrealistisch sind. Wenn 600 Ar-
beitnehmer nach den Verhandlungen z.B. mindestens 500 Euro mehr beziehen, dann gehen 
diese Steigerungen in die Millionen. Des Weiteren fragen wir uns auch warum zieht man 
ausgerechnet an der Wohngeldstelle eine Person ab, wenn durch die wirtschaftlichen Rah-
menbedingungen, die ich oben erwähnt habe, sehr viel mehr Anträge auf Wohngeld zu er-
warten sind?  
 
Bauen und Wohnungspolitik. Ich zitiere erneut unsere Haushaltsrede von 2022. "Es ist in 
Bühl und auch im Umland ein hoher Bedarf nach Wohnraum vorhanden, was ist hier ge-
plant? Wie können wir als Stadt eingreifen, um die Immobilienpreise nicht weiter explodieren 
zu lassen? Es stellt sich die Frage, wie sollen sich (übrigens nicht nur) einkommensschwa-
che Mitbürgerinnen und Mitbürger das Wohnen in Bühl und Umgebung überhaupt noch leis-
ten können?“ Bebauungspläne gibt es zwar viele, aber von einer Entspannung auf dem 
Wohnungsmarkt ist nichts zu spüren. Immer noch unterhalten wir uns hauptsächlich über 
Bebauungspläne mit Einfamilienhäusern. So erreichen wir keine Besserung der Situation. Da 
dies kein explizites Bühler Problem ist, sollte endlich ein regionaler runder Tisch einberufen 
werden, wo sich die Gemeinden der Region, aber auch Verbände, Baugenossenschaften 
und Baugesellschaften zusammensetzen. Bei der Bearbeitung der beschlossenen Bebau-
ungspläne ist eine Priorisierung nach diesen Gesichtspunkten vorzunehmen. Dass Projekte 
wie Kirchgassweg und ehemaliges Schrodin- Gelände so auf die lange Bank geschoben 
werden, ist kontraproduktiv. Es wird zwar derzeit eine Weiterführung des Flächennutzungs-
planes erarbeitet, das ist wichtig, weil hier grundsätzliche Fragen der zukünftigen Entwicklung 
der Stadt festgeschrieben werden, aber Probleme, die auf den Nägeln brennen, wie die 
Wohnraumnot, dürfen nicht ausgesessen werden, bis der neue Flächennutzungsplan im Jah-
re 2024/2025 fertiggestellt ist. Frühzeitig, das bedeutet jetzt, sind Folgenutzungen für mittel-
fristig freiwerdende Gebiete zu erörtern und zu beraten, hier wäre das UHU-Areal, beiderseits 
der Bühlertalstraße und das Krankenhaus Bühl zu nennen.  
 
Antrag: Wir beantragen eine Auflistung der Bebauungspläne und deren Priorisierung bis 
Pfingsten dem gesamten Rat vorzulegen. Die den Fraktionsvorsitzenden seit kurzem vorlie-
genden Listen müssen im Technischen Ausschuss und im Gemeinderat diskutiert werden, 
bis dahin möchten wir spätestens auch die Pläne für den dringend benötigten Naturkinder-
garten mit dem die Stadt die noch fehlenden 50 Kitaplätze ausgleichen kann. Kita Moos Bau-
beginn nun 2026! Nicht nur wir, auch Ortsvorsteher bemängeln z.B. in einem Zeitungsinter-
view, „dass alles was mit Bauen zu tun hat, einfach zu langsam läuft“.  
 
Ein Lob sprechen wir jedoch dafür aus, dass die Sanierung des Windeck Gymnasiums nun 
endlich beginnen kann. Ein sehr wichtiger Schritt für eine Bildungseinrichtung in die täglich 
1000 Menschen aus- und eingehen.  
 
Viele wichtige Themen unserer GAL wurden wiederholt nicht oder nicht mit der notwendigen 
Dringlichkeit behandelt. Im letzten Jahr haben wir uns deshalb enthalten. Dieses Mal werden 
wir den Haushalt ablehnen.  
 
Die GAL bedankt sich bei allen Bürgerinnen und Bürgern, die am Leben und an den vielfälti-
gen Aufgaben in unserer Stadt mitwirken und etwas für die städtische Gemeinschaft leisten, 
in der Kernstadt wie in allen Ortsteilen. Also den Menschen, die unsere Zwetschgengesamt-
stadt Bühl lebenswert machen.  
 
Wir bedanken uns bei allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Stadtverwaltung.  
 
Die Fraktion der GAL bedankt sich für die kollegiale und konstruktive Zusammenarbeit hier 
im Stadtrat. Ich persönlich wusste dies zu Beginn meiner Tätigkeit hier besonders zu schät-



zen und tue dies auch weiterhin. Vielen Dank!“ 
 
 
Stellungnahme der SPD-Fraktion (Peter Hirn): 

 
„Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister,  
meine Damen und Herren,  
 
waren es in den vergangenen Jahren die Einschränkungen durch die Corona-Pandemie, die 
uns mit Sorgenfalten den Haushaltsplan der Stadt Bühl betrachten ließen, so sind es heuer 
die, nun schon seit einem knappen Jahr zu spürenden Einschnitte in allen Lebensbereichen 
in Europa. Und wieder sind nicht nur die Privatpersonen, sondern auch die Kommunen die 
Leidenden, denn der nun schon seit einem Jahr andauernde Ukraine-Krieg, lässt uns mit 
großer Sorge auf unsere Finanzen blicken. Steigende Kosten in allen wichtigen Lebensberei-
chen, garniert mit einer steigenden Inflation, ließen die Sorgenfalten aus den Pandemiejah-
ren nicht geringer werden. Ich brauche Ihnen die Auswirkungen dieses Krieges nicht im De-
tail zu erläutern, denn die Folgen sind für die Kommunen kaum zu stemmen, auch im Hin-
blick auf die Flüchtlingszahlen aus der Ukraine. Bemühungen, beziehungsweise Hilferufe, der 
Kommunen an Land und Bund wurden gesendet und gehört, aber noch nicht erhört. Dass die 
Gemeinden die Leidtragenden und die Letzten in der Kette sind, ist bittere Wahrheit. Wir 
müssen also auch in diesem Jahr, und das wurde im Januar bei den Haushaltsberatungen 
wieder deutlich, nach vielen und weiteren Einsparpotentialen suchen. Die Haushaltsstruktur-
kommission muss notwendigerweise auch weiterhin tätig und findig sein.  
 
Kaum einzuschätzende und in schwindelerregende Höhe steigende Baupreise machen unse-
rer Stadt schwer zu schaffen, vor allem was die Aktivitäten im Hochbau betrifft. Die eklatan-
ten Baupreissteigerungen haben den Gemeinderat gewaltig geschockt. Jetzt zu bremsen ist 
unsinnig, dafür sind die Planungen zu weit fortgeschritten. Das Prinzip „Augen zu und durch“ 
ist zwar gemeinhin in der Politik nicht ratsam, wir haben aber leider keine andere Wahl. Wir 
müssen mit den Ortsteilen zusammen zu der Erkenntnis kommen, dass in diesen Zeiten 
Wünsche nach Investitionen kaum oder nur schwer zu erfüllen sind. Wir sind gerade noch in 
der Lage das Notwendigste zu erledigen, als Beispiel soll die Containerlösung für das Feu-
erwehrgerätehaus in Neusatz dienen. Die Errichtung der Kunstrasenplätze in Eisental und 
Weitenung war mit großer Vereinshilfe möglich, der städtische Zuschuss fiel gerade noch 
machbar aus. Mehr ist in den nächsten Jahren nicht zu erwarten. Auch eine größere finanzi-
elle Beteiligung der Vereine an der Nutzung städtischer Einrichtungen war unabdingbar. Dies 
alles ist wenig vergnügungssteuerpflichtig und zieht viele Enttäuschungen mit sich. Doch 
damit muss ein Kommunalpolitiker leben, wir machen das nur, weil wir dazu gezwungen sind.  
 
Den Hauptteil der Investitionen im Hochbau in diesem Jahr nehmen wie schon dargestellt die 
Generalsanierung des Windeck-Gymnasiums und der Neubau der Mensa mit jeweils gut fünf 
Millionen Euro ein. Dieses Kapitel steht nicht nur in Punkto Geld im Mittelpunkt, sondern bin-
det Kräfte. Es ist leicht Investitionen in Gang zu bringen, wenn die Kräfte, die den Ablauf re-
geln müssen, zur Verfügung stehen, wenn nicht, wird es erheblich schwerer bis unmöglich. 
Die Investitionsmaßnahmen im Tiefbau sehen Maßnahmen von gut zwei Millionen Euro vor. 
Für die Weiterverfolgung des Baugebietes „Feil“ in Altschweier sind 400.000 Euro vorgese-
hen.  
 
Infrastruktur, Verkehr, Mobilität: In einer Klausurtagung im vergangenen Mai machte sich der 
Gemeinderat und die Verwaltung Gedanken, wie man die drei Begriffe in der Zukunft neuge-
stalten beziehungsweise optimieren könne. Es wurde ein Handlungsrahmen festgelegt, Leit-
linien und Ziele besprochen, wie man die verkehrlichen Probleme begegnen kann, immer im 
Einklang mit den Klimaschutzzielen unserer Stadt. Die Stärkung der verkehrlichen Infrastruk-
tur und die Verringerung des Innenstadtverkehrs stehen weiterhin auf unserem Programm. 
Das Thema Fußgängerzone in der Hauptstraße köchelt weiter, ohne verlässliche Zahlen 



kann man dies derzeit aber nicht weiterverfolgen. Die finanzielle Beteiligung der Stadt am 
Radweg von Weitenung nach Leiberstung ist löblich, er ist seit geraumer Zeit schon in Be-
trieb. Die Neugestaltung der Eichenwaldstraße in Balzhofen ist ebenfalls abgeschlossen, 
zweifelsohne eine qualifizierte Verbesserung dieses Stadtteils. Ähnlich positives erwarten die 
Bürger auch von der Baumaßnahme am südlichen Stadteingang. Die Verbesserung des 
ÖPNV inklusive der Citylinie wird uns sicherlich in Zukunft immer wieder beschäftigen. 
 

Unsere Stadt versteht sich auch in finanziell schwierigen Zeiten als Schul-, Sport- und Kultur-
stadt. Die finanzielle Lage allerdings zwang uns dazu, die Entgelte für die Vereine für die 
Nutzung städtischer Einrichtungen zu erhöhen. Ungeachtet dessen brauchen wir uns vor 
keiner Stadt verstecken, was unser Engagement in diesem Bereich angeht. So wird es wei-
terhin ein respektables Kulturangebot drinnen und draußen geben. Die Sportveranstaltungen 
und die Leistungen unserer Vereine brauchen keinen Vergleich zu scheuen. 
 
Große Sorgen bereitet uns die personelle Situation in den Schulen und Kindergärten. Wäh-
rend das Land egal bei welcher Regierungsbeteiligung in Punkto Lehrerversorgung traditio-
nell in der Kritik steht, ist die Situation in den Kindergärten ebenso problematisch. Es gilt für 
die Kommune angestrengt nach weiterem Personal zu suchen um die Wartezeit zu verkürzen 
bzw. dafür zu sorgen, dass sich junge Eltern nicht schon kurz nach der Geburt ihres Kindes 
um einen Kindergartenplatz bemühen müssen. Unsere Schulen sind gut ausgestattet. Auch 
die schnelle Versorgung mit Raumlüftern ist gut organisiert und auch zügig an den Schulen 
angekommen. Es bleibt zu hoffen, dass die beiden Großprojekte Windeck-Gymnasium und 
Campus Mensa nun bald beginnen können. Damit einhergehend wäre es gut, wenn man die 
verkehrliche Situation beim Kaufland und Octomedia verbessern und der weiterhin attraktiven 
Mediathek ein neues Kleid verpassen könnte. Die Sanierung der Schwarzwaldhalle bleibt ein 
Brocken für die Zukunft. Es hat sich zudem ausgezahlt, dass man bei den Sanierungsmaß-
nahmen im Schwarzwaldbad Weitsicht an den Tag gelegt hat, sodass wir dieses Schmuck-
stück weiterhin erhalten können, für die Sportler, die Schüler und die sportlich aktiven Privat-
personen. In den Städten in der Nachbarschaft sieht es hier schlimm aus.  
 
Zum Schluss der Stellungnahme der SPD möchte sich die Fraktion bei Ihnen, Herr Oberbür-
germeister Schnurr und Herrn Bürgermeister Jokerst, recht herzlich bedanken, für Ihr Enga-
gement für unsere Stadt. Auch das kommende Haushaltsjahr wird nicht, wie die beiden vo-
rangegangenen, als Epoche des Zuckerschleckens, in die Annalen der Stadt eingehen. Un-
serem Kämmerer bleibt es weiter vergönnt, einen Haushaltsplan zu erstellen, der eitel Freu-
de hervorrufen wird. Traditionell gehen an dieser Stelle Dankesworte an die heimische Pres-
se, die unsere Arbeit begleitet. Auch den im Ehrenamt tätigen Bürgerinnen und Bürgern 
möchte ich den Dank der SPD-Fraktion aussprechen und den Kolleginnen und Kollegen im 
Rat für die kollegiale Zusammenarbeit.  
 
Die SPD-Fraktion der SPD stimmt dem städtischen Haushalt zu, ohne große Freude, aber 
mit leichtem Optimismus, dass sich die Zeiten und hoffentlich auch die Zahlen irgendwann 
zum positiven verändern werden. Dies gilt auch für die Wirtschaftspläne der Eigenbetriebe 
Abwasserbeseitigung und Breitbandnetz sowie der Bühler Sportstätten GmbH und der BITS 
GmbH.“ 
 
Stellungnahme der FDP-Fraktion (Lutz Jäckel, vorgetragen von Norbert Zeller): 

 
„Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister,  
sehr geehrter Herr Bürgermeister,  
meine Damen und Herren,  
 
wir hatten das vergangene Jahr so hoffnungsvoll begonnen, dann wurden wir von einer neu-
en Realität eingeholt. Eine Krise wurde und wird von der Anderen abgelöst bzw. überlagert. 
Corona, Pflegenotstand, Krieg in der Ukraine, Inflation steigende Lebensmittel- und Energie-



preise, Klimakrise, Wirtschaftskrise und der Fachkräftemangel. Erfreulich dabei ist, dass dies 
bisher geringe Auswirkungen auf den Bühler Arbeitsmarkt hatte. Die FDP-Fraktion stimmt 
dem Haushalt mit seinen Teilhaushalten zu.  
 
Wir sehen die Bemühungen der Verwaltung, im kommenden Haushalt bei der Personalpla-
nung vorsichtig zu sein und eher durch Umschichtungen und Flexibilität die Mehrarbeit in 
einigen Teilbereichen auszugleichen.  
 
Unsere Schwerpunkte: Die in den Beratungen angesprochenen Sorgen und Nöte vieler Ver-
eine bezüglich der Folgen der Coronazeit und der gestiegenen Kostenpauschalen für benutz-
te Räumlichkeiten der Stadt tragen wir mit und sehen dringend die Notwendigkeit einer Neu-
ordnung der Vereinszuschüsse. Hier gilt es in einem gemeinsamen Gremium mit Vertretern 
der Vereine eine gemeinsame Lösung zur Zufriedenheit aller Beteiligten zu erarbeiten, auch 
das Haus der Vereine betreffend. Wir begrüßen das große ehrenamtliche Engagement in den 
Vereinen und Institutionen und danken allen Beteiligten, ob in der Flüchtlingshilfe, in der 
Feuerwehr, beim DRK, in der Kulturarbeit, in der Seniorenarbeit und in der Pflege.  
 
Zum Klimawandel: Die FDP-Fraktion sieht die Notwendigkeit und Dringlichkeit, Klimaziele für 
die Stadt zu definieren und Projekte voranzutreiben. Wenn wir die vorliegenden Zahlen von 
Photovoltaikanlagen auf städtischen Gebäuden anschauen ist dringender Handlungsbedarf 
angesagt. Wir fordern hier erheblich die Anzahl zu erhöhen, diesbezügliche Aktivitäten sind 
für uns allerdings durch das städtische Klimamanagement nicht erkennbar. Es gilt hier, kon-
krete Projekte mit Hilfe der Stadtwerke und der Bürger Energiegenossenschaft zu prüfen, zu 
planen und zu realisieren. Dies gilt auch für den Ausbau der öffentlichen E-Ladestruktur. Die 
FDP-Fraktion schlägt vor, die städtischen Parkplätze vor dem Schwarzwaldbad, die nach 
Entstehen des neuen Wohnmobilplatzes neu geordnet werden müssen, zu überdachen und 
mit einer Photovoltaikanlage auszurüsten. Weiterhin ist zu prüfen, ob nicht Flächen hinter 
dem Bahnhof, an der Autobahn A 5, auf Dächern von Betrieben oder auf den Baggerseen 
sich für Photovoltaikanlagen eignen, um unsere Klimaziele zu erreichen. Die FDP-Fraktion 
fordert zukünftige Bebauungspläne in Absprache mit der Straßenbauverwaltung so zu modi-
fizieren, dass zum Beispiele Photovoltaikanlagen auf einem Lärmschutzwall möglich werden. 
Darüber hinaus sind ebenfalls Photovoltaikpaneelen für senkrechte Wände bei zukünftigen 
öffentlichen Bauten einzuplanen. Das Klimamanagement muss aktiv mit der Energieagentur 
auf Betriebe zugehen und Unterstützung anbieten, auch zum Thema Energieeffizienz und 
Energieeinsparung. Dies sind wir den kommenden Generationen mehr als schuldig. So sind 
ebenfalls Standorte die durch belastbare Messungen für Windkraftanlagen geeignet sind, zu 
prüfen. Wir lehnen Anlagen im Bereich von sensiblen Gebieten mit hohem Erholungswert im 
Schwarzwald wie zum Beispiel im Umfeld der Max Grundig Klinik ab.  
 
Fachkräftemangel und Wohnungsbau: Eine der großen Herausforderungen der kommenden 
Jahre für die Wirtschaft, die Wissenschaft, die Verwaltungen und die Politik ist der Fachkräf-
temangel. Ohne Fachkräfte können wir den Klimawandel nicht bewältigen und wir können 
Innovation und Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit, Lebensqualität und unseren Wohlstand 
nicht erhalten. Wir brauchen also qualifizierte und effektive Einwanderung in den Arbeits-
markt. Auch wenn hier die Rahmenbedingungen fast ausschließlich durch Land und Bund 
vorgegeben werden, hat die Kommune wesentlichen Einfluss durch die Schaffung der wei-
chen Faktoren. Dies sind die Förderung und Bereitstellung des ÖPNV, bessere Rahmenbe-
dingen für Frauen und die Vereinbarkeit von Beruf und Familie und die Förderung des Woh-
nungsbaus. So war es die richtige Entscheidung, die Machbarkeitsstudie für einen weiteren 
Haltepunkt an der Bahnstrecke im Industriegebiet zu beschließen. Darüber hinaus jedoch 
muss Wohnraum geschaffen werden oder besser gesagt müssen die Rahmenbedingen für 
Investoren so gestaltet werden, dass Wohnraum entsteht. Dies fängt mit der Erschließung 
von neuen Baugebieten mit bezahlbaren Grundstückspreisen an. Wir benötigen ein Baulü-
ckenkataster für eine effektive Lückenbebauung, wir müssen mehr Umbauten und Aufsto-
ckungen fördern und genehmigen sowie die Bearbeitungszeiten von Bauanträgen erheblich 



verkürzen. Dabei gilt es, die Spielräume, die der Paragraph 34 BauGB bietet, auszunutzen 
und anzuwenden. Hier ist mehr Flexibilität angesagt, auch wenn es bedeutet, dass in diesem 
Bereich dringend die personellen Ressourcen aufgestockt werden müssen. So sind Zeiträu-
me von 3 Jahre für Bebauungspläne schlechthin nicht hinnehmbar. Das Problem dabei ist 
sicher, dass damit natürlich auch gleichzeitig der Ausbau von Kindergärten und Schulen er-
folgen muss. Eine Möglichkeit wäre es, wie von der FDP-Fraktion schon mehrfach vorge-
schlagen, auf die großen Betriebe zuzugehen und sie zum Beispiel mit einem Betriebskin-
dergarten in zukünftige Planungen mit einzubeziehen. Selbst wenn durch die gestiegenen 
Zinsen und die radikale Erhöhung der Baupreise derzeit zumindest im privaten Wohnungs-
bau die Wohnbauanträge vermutlich zurückgehen, müssen jetzt die Planungen und Geneh-
migungen vorangetrieben werden, damit bei der Erholung der Konjunktur sofort die Bauvor-
haben umgesetzt werden können. Allerdings hat die Aufnahme der Kriegsflüchtlinge aus der 
Ukraine auch aufgezeigt, wieviel ungenutzter Wohnraum vorhanden war und nicht vermietet 
wurde. Die Frage bleibt für uns, welches Potenzial zum Beispiel im Bereich des Wohnungs-
tausches liegt und ob hier nicht, eine nicht kommerzielle Beratung die Lage auf dem Woh-
nungsmarkt verbessern könnte. Hier wollen wir die Diskussion anstoßen, um dieses Problem 
zu konkretisieren und ein Konzept zur Wohnraumversorgung zu erarbeiten um daraus Hand-
lungsempfehlungen abzuleiten.  
 
Die FDP-Fraktion fordert die Verwaltung auf, den Prozess, der freiwilligen Bürgerbeteiligung 
nach Corona wieder in Gang zu setzen. Mit gutem Beispiel gehen hier die Ortschaftsteile 
voran. Hier spielen Solidarität und Engagement für die Gemeinschaft noch eine Rolle. Dieses 
Engagement soll, wenn möglich auf die Kernstadt übertragen werden. Wir wollen zum Bei-
spiel unter Einbeziehung des Seniorenbüros die Idee des ehrenamtlichen Spielplatzpaten 
oder einer Baumpatenschaft aufgreifen und weiterentwickeln. Packen wir es an!  
 
Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister Hubert Schnurr, wir bedanken uns bei ihrer Verwal-
tung und dem gesamten Team für die gute Zusammenarbeit, bei den anderen Fraktionen für 
den respektvollen Umgang miteinander.“ 
 
Oberbürgermeister Schnurr dankt für die abgegebenen Stellungnahmen zum Haushalt. Er 
teilt mit, dass die Anträge in den nächsten Sitzungen aufgenommen und behandelt werden.  
 
Beschluss:  

 
Der Gemeinderat beschließt die Haushaltssatzung 2023 sowie die Wirtschaftspläne 2023 der 
beiden Eigenbetriebe „Abwasserbeseitigung“ und „Breitbandnetz“. 
 
Abstimmungsergebnis: 17 Ja-Stimmen, 5 Nein-Stimmen, keine Stimmenthaltungen  

 
 
TOP 3: Bericht der Kassenärztlichen Vereinigung über die ärztliche Versorgung in 
Bühl 

 
Oberbürgermeister Schnurr begrüßt zu diesem Tagesordnungspunkt Sicherstellungs-
Koordinatorinnen Frau Franziska Rellig und Frau Maria Häuser von der Kassenärztlichen 
Vereinigung Baden-Württemberg (KVBW). 
 
Frau Rellig geht in ihrem ausführlichen Bericht ausführlich auf die gesetzlichen Grundlagen 
im Hinblick auf die Bedarfsplanung der haus- und fachärztlichen Versorgung ein. Außerdem 
schilderte sie die Zuständigkeiten der KVBW sowie deren Initiativen und Konzepte, mit denen 
dem Ärztemangel entgegengetreten werden soll. Sie geht auch auf aktuelle Statistiken für 
den Raum Bühl und den Landkreis Rastatt ein.  
 
Auf entsprechende Nachfrage von Stadtrat Prof. Dr. Ehinger geht Frau Rellig auf den Ver-



sorgungsgrad ein sowie auf die Möglichkeiten der KVBW bei der Schaffung von Medizinstu-
dienplätzen.  
 
Stadtrat Prof. Dr. Ehinger äußert sich besorgt über den Altersdurchschnitt der Ärzte in der 
Region und fordert eine Erhöhung der Studienplätze im medizinischen Bereich.  
 
Stadträtin Dr. Burget-Behm betont, dass das Problem in Bühl die kinderärztliche Versorgung 
ist. Sie zeigt sich überrascht über die Ausführungen von Frau Rellig im Bezug auf die Versor-
gungsgrade und des damit zusammenhängenden Zulassungsstopps. Daher fordert sie Ände-
rungen im System und eine größere Versorgungsdichte. Sie sieht sich einer Frustration aus-
gesetzt, da die Diskrepanz zwischen den Zahlen der KVBW und das tatsächliche Empfinden 
der Bürger vor Ort was die ärztliche Versorgung anbelangt sehr groß ist. Sie richtet einen 
dringenden Appell an die KVBW eine größere Versorgungsdichte im Bereich der Kinderärzte 
zu schaffen.  
 
Frau Rellig teilt mit, dass durch Jobsharing von Ärzten oder im Rahmen des Sonderbedarfs 
Abhilfe geschaffen werden kann, hier muss man auf den Zulassungsausschuss zugehen. 
Wenn Ärzte bekannt sind, die sich in Bühl niederlassen wollen, ist die KVBW gerne bereit 
hier zu unterstützen und mit den Personen in Kontakt zu treten.  
 
Stadtrat Gretz schließt sich den Aussagen von Stadträtin Dr. Burget-Behm an und bekräftigt, 
dass der Kinderärztemangel in Bühl vorhanden ist. Mit einem Ausweichen auf weit entfernte 
Kinderarztpraxen, beispielsweise im Murgtal, ist den Familien aufgrund langer Fahrzeiten 
nicht geholfen.    
 
Auf entsprechende Nachfrage von Stadtrat Gretz erläutert Frau Rellig, dass man an den ge-
setzlichen Vorgaben von Seiten des Gemeinderats, aber auch von der KVBW aus, nichts 
ändern kann. Der Landesausschuss ist im Übrigen selbständig.  
 
Frau Häuser, KVBW, ergänzt, dass auf bundespolitischer Ebene die kinderärztliche Versor-
gung diskutiert wird, weshalb man in dieser Sache auf die Bundestagsabgeordneten der Re-
gion zugehen könnte. Die Situation ist in dieser Hinsicht landesweit schwierig. Ein zentrales 
Problem ist der Ärztemangel.  
 
Stadträtin Dr. Wendenburg bestätigt die Ausführungen von Stadträtin Dr. Burget-Behm. Sie 
erklärt, dass viele Kinder gar keinen Kinderarzt mehr haben und ihre U-Untersuchungen bei 
den Hausärzten durchführen lassen. Den Ärztemangel bezeichnet sie als zentrales Problem. 
Außerdem betont sie, dass der Numerus clausus für Abiturienten, die Medizin studieren wol-
len, zu hoch ist. Hier bleibt unter Umständen Nachwuchs auf der Strecke. Sie sieht ein gro-
ßes Problem im Altersdurchschnitt der Ärzte. Der ganze Beruf muss attraktiver gemacht wer-
den, damit es mehr Menschen gibt, die den Beruf ausüben möchten. Jedes Kind sollte die 
Chance haben, einen Kinderarzt zu bekommen. 
 
Für das Aufzeigen des komplexen Verfahrens dankt Stadtrat Nagel. Er sieht es als ein wahn-
sinniges Regulierungssystem an, welches nicht funktioniert. Er fragt sich, wie das System auf 
unerwartete Situationen reagiert. 
 
Frau Rellig erklärt, dass beispielsweise Flüchtlinge bei den Arzt-/Einwohnerzahlen berück-
sichtigt werden. Die Entwicklungen werden erkannt und es wird versucht mit den Sicherstel-
lungsmaßnahmen entgegenzuwirken. Sie betont nochmals, dass der Ärztemangel dennoch 
vorhanden ist und daher dafür gesorgt werden muss, dass die ambulante Versorgung attrak-
tiv bleibt.  
 
Auf entsprechende Nachfrage von Stadtrat Nagel geht Frau Rellig auf den Versorgungsgrad 
im Bereich der Psychotherapeuten ein. Hier liegt eine andere räumliche Beplanung zugrun-



de. 
 
Stadträtin Gässler bekräftigt die Aussagen ihrer Vorredner im Hinblick auf die kinderärztliche 
Versorgung. Sie bezweifelt, dass durch die heutige Sitzung des Landesausschusses wesent-
liche Änderungen ergeben.  
 
Stadträtin Becker stellt fest, dass das gesamte System krank ist. Sie vergleicht die Lage mit 
dem Bildungsbereich, in dem es auch ein personelles Defizit besonders im Bereich der Refe-
rendare gibt. Es muss gute Arbeitsbedingungen geben. Es sollte versucht werden, eine bun-
desweite Initiative zu starten, um hier Veränderungen herbeizuführen. 
 
Oberbürgermeister Schnurr merkt an, dass es sich um ein bundesweites Problem handelt 
und hier die Bundespolitiker angesprochen werden müssen.  
 
Wenn der Sicherstellungsauftrag für die ambulante medizinische Versorgung weiterhin nicht 
erfüllt werden kann, sollte die KVBW ihn zurückgeben, erklärt Stadträtin Dr. Burget-Behm. 
Sie erinnert daran, dass das System aus den 90er Jahren stammt und damals eine Ärzte-
schwemme bestand. Momentan herrscht ein Ärztemangel, somit passt das System nicht 
mehr.  
 
Stadtrat Prof. Dr. Ehinger stellt fest, dass das eigentliche Problem der Ärztemangel ist. Die 
Studienplätze sind gering und der Numerus clausus ist zu hoch. Die Bundesländer aber auch 
der Bund insgesamt stehen in Konkurrenz mit den umliegenden Bundesländern beziehungs-
weise Nachbarstaaten aufgrund unterschiedlicher Arbeitsbedingungen. Es muss sich im Sys-
tem grundlegend etwas ändern, als erster Schritt müssen mehr Studienplätze geschaffen 
werden.  
 
Frau Rellig bestätigt den bestehenden Wettbewerb der Regionen um Ärzte. 
 
Stadtrat Seifermann bittet darum, sich Gedanken zu machen, wie Ärzte von zu hohem büro-
kratischen Aufwand befreit werden können, damit sie mehr Zeit für Behandlungen haben und 
effizienter arbeiten können. 
 
Auf entsprechende Nachfrage von Stadtrat Nagel erläutert Frau Rellig die Entwicklung der 
medizinischen Versorgungszentren. Es gibt investorengebundene aber auch kommunale 
Zentren. Die Zahl der Einrichtungen ist gestiegen, da sich viele jüngere Ärzte dazu entschei-
den, in einem medizinischen Versorgungszentrum zu arbeiten und sich nicht selbst niederzu-
lassen. 
 
Beschluss:  

 
Der Gemeinderat nimmt von dem Bericht Kenntnis. 
 
 
TOP 4: Satzung der Stadt Bühl über die Erhebung von Gebühren im Bestattungswesen  
- Bestattungsgebührenordnung - 
a) Zustimmung zur Gebührenkalkulation 
b) Beschluss der Bestattungsgebührenordnung 

 
Oberbürgermeister Schnurr gibt, aufgrund von Rückfragen aus der Mitte des Gemeinderats 
im Vorfeld der Sitzung, einen redaktionellen Hinweis zur Gemeinderatsvorlage weiter. Auf der 
Tabelle „Nutzungsrechte an Grabstätten“, Zeile 03, ist nicht der Sarg inklusive, sondern eine 
Sargbestattung gemeint.  
 
Stadtrat Fallert erklärt, dass nur die entstandenen Preissteigerungen ausgeglichen werden 



und die Kostendeckung weiterhin unter 50 Prozent liegt. Jedoch liegt man weiterhin deutlich 
unter der Gebührenobergrenze, was er richtig findet. Zukünftig soll die Kalkulation alle drei 
Jahre überprüft und gegebenenfalls angepasst werden. Er teilt mit, dass die FW-Fraktion 
nicht einheitlich abstimmen wird.  
 
Entsprechend der Äußerung von Stadtrat Fallert berichtet Oberbürgermeister Schnurr, dass 
die Verwaltung beabsichtigt, künftig die Kalkulation immer nach zwei Jahren zu aktualisieren 
und dem Gemeinderat gegebenenfalls neue Gebührenvorschläge vorlegen wird. 
 
Stadtrat Hirn sieht keine andere Möglichkeit und bezeichnet die geplante Gebührenerhöhung 
als notwendiges Übel. Auch er stellt fest, dass lediglich Preissteigerungen ausgeglichen wer-
den. Eine regelmäßige Überprüfung der Kalkulation hält er für wichtig. 
 
Stadtrat Böckeler schließt sich seinen Vorrednern an und signalisiert die Zustimmung der 
FDP-Fraktion. 
 
Stadtrat Jacobs zeigt sich überrascht über die enorme Erhöhung. Er verweist auf die umlie-
genden Gemeinden, die alle weniger berechnen. Er wird der Vorlage nicht zustimmen.  
 
Auch Stadtrat Woytal kritisiert den langen Zeitraum seit der letzten Kalkulation. Er verweist 
auf viele Bürger, die sich die neuen Gebühren nicht leisten können. Ihm fehlt die Sozialver-
träglichkeit. Er teilt mit, dass er der neuen Gebührenordnung nicht zustimmen wird und bittet 
um eine getrennte Abstimmung.  
 
Stadtrat Seifermann spricht die Zahl der Friedhöfe in Bühl an, die aus seiner Sicht zu hoch 
ist. Er regt an, dieses strukturelle Überangebot zu überdenken. Die Vorlaufzeit ist lange und 
das Thema sehr sensibel. Der Punkt muss vor dem Hintergrund des Haushalts aber auch 
aufgrund verträglicher Friedhofsgebühren angegangen werden. Er bittet darum, dies in der 
Haushaltsstrukturkommission zu besprechen.  
 
Stadtrat Prof. Dr. Ehinger sieht die Bürger in den vergangenen Jahren im Vorteil vor dem 
Hintergrund der günstigeren Gebühren. Es ist dringend notwendig, die Kalkulation alle zwei 
Jahre zu überprüfen. Die Friedhöfe sind schön und haben viel Grün, brauchen aber auch viel 
Pflege. Er wird dem Beschlussvorschlag zustimmen, weil es notwendig ist.  
 
Stadtrat Feuerer findet es erstaunlich, dass sich die Kosten innerhalb der Zeit verdoppelt 
haben. Enorm sind die Kosten für die Dienstleistungen. Die Einsegnungshallen sind sogar 
günstiger geworden. Er kritisiert die unverhältnismäßig hohen Kosten für die Nutzung der 
Tiefgräber. 
 
Herr Bauer, Finanzen – Beteiligungen – Liegenschaften, teilt mit, dass die Kosten für die Ein-
segnungshallen zurückgegangen sind. Dies liegt an der verminderten Nutzung der Hallen. 
Man hat sich dagegen entschieden, die Gebühr zu senken, aber auch keine höhere Gebühr 
anzusetzen. Das liegt an der Konkurrenzsituation. Er berichtet, dass Tiefgräber nur schwach 
in Anspruch genommen werden, weshalb die lineare Erhöhung belassen wurde.  
 
Stadtrat Feuerer schlägt vor, bei Ziffer 14 im Gebührenverzeichnis anstatt 1.600 Euro, 1.200 
Euro als Zuschlag für ein Tiefgrab anzusetzen.  
 
Oberbürgermeister Schnurr erklärt, diesen Vorschlag mitzutragen und das Gebührenver-
zeichnis entsprechen zu ändern.  
 
Stadtrat Gretz stellt fest, dass es Versäumnis der Verwaltung und des Gemeinderats ist, die 
Gebühren nicht regelmäßig überprüft zu haben. Er beantragt, die Gebühren in zwei Stufen 

im April und Dezember anzupassen.  



 
Herr Bauer erklärt, dass die Satzung aufgrund des Antrags von Stadtrat Gretz nicht be-
schlossen werden kann, da sie entsprechend überarbeitet werden muss. Jeder Zeitpunkt für 
eine Gebührenerhöhung ist ungünstig. Er plädiert dafür, die Erhöhung in einem Schritt zu 
erhöhen.  
 
Stadtrat Gretz zieht seinen Antrag zurück, ihm war nicht bewusst, dass die Satzung dann 
nicht in dieser Sitzung beschlossen werden kann.  
 
Stadträtin Becker schließt sich den Ausführungen von Stadtrat Gretz an.  
 
Oberbürgermeister Schnurr teilt die Auffassung, dass die Erhöhung ein großer Schritt ist und 
sagt erneut zu, die Kalkulation alle zwei Jahre zu überprüfen und dem Gemeinderat vorzule-
gen.  
 
Beschluss: 
 
a) Der Gemeinderat stimmt der von der Verwaltung vorgelegten Kalkulation der Gebühren 
für das Friedhofs- und Bestattungswesen mit der oben genannten Änderung zu  
 
Abstimmungsergebnis: 21 Ja-Stimmen, 1 Nein-Stimme, keine Stimmenthaltungen 

 
b) Der Gemeinderat beschließt die der Niederschrift beigefügten Satzung der Stadt Bühl 
über die Erhebung von Gebühren im Bestattungswesen – Bestattungsgebührenordnung – 
vom 1. März 2023. 
 
Abstimmungsergebnis: 20 Ja-Stimmen, 2 Nein-Stimmen, keine Stimmenthaltungen 

 
 
TOP 5: Neues Eigenbetriebsrecht in Baden-Württemberg;  
Neufassung der Satzungen für den Eigenbetrieb Abwasserbeseitigung und den Eigen-
betrieb Breitbandnetz 

 
Oberbürgermeister Schnurr erklärt, dass aufgrund des neuen Eigenbetriebsrecht die Satzun-
gen neu gefasst werden müssen.   
 
Beschluss: 

 
Der Gemeinderat beschließt die Neufassung der Satzung der Stadt Bühl  
 
a) für den Eigenbetrieb Abwasserbeseitigung 
b) für den Eigenbetrieb Breitbandnetz. 
 
Abstimmungsergebnis: Einstimmiger Beschluss (22 Ja-Stimmen) 

  
 
TOP 6: Berichte und Anfragen 

 
Bekanntgaben des Oberbürgermeisters 

 
Zuschuss Stadtgartenbrunnen 
 
Die Stadt erhält für den Stadtgartenbrunnen den beantragten Zuschuss von 1,229 Millionen 
Euro. Das Projekt „Sanierung des historischen Stadtgartens“ ist mit Kosten von insgesamt 
1,5 Millionen Euro eingereicht. Das Bundesprogramm „Anpassung urbaner Räume an den 



Klimawandel“ übernimmt bis zu 85 Prozent der förderfähigen Kosten. Mit der Bezuschussung 
werden auch die vielfältigen Anstrengungen der Stadt Bühl honoriert, das Stadtklima zu ver-
bessern und auf diese Weise zu einer kontinuierlichen Reduktion der Emission von Treib-
hausgasen beizutragen. Bühl hat die Zeichen der Zeit erkannt und sich schon seit einiger Zeit 
auf den Weg gemacht, die Innenstadt grüner und klimaresistent zu gestalten. Der historische 
Stadtgarten ist ein wichtiger Baustein der Bühler Strategie, sich dem Klimawandel anzupas-
sen. Das wurde auch in Berlin wahrgenommen und daher mit der Förderung gewürdigt. Die 
Stadt kann mit ihren Plänen für den historischen Stadtgarten als Vorbild für viele weitere 
Gemeinden im Land dienen.  
 
 
Asbestnachweis in der Tulla-Schule 
 
Wie heute auch in einer Pressemitteilung bekannt gegeben wurde, sind in der Tulla-Schule in 
Vimbuch während den Fastnachtsferien, im Rahmen von Arbeiten für die RLT-Anlagen, mit 
Asbest belastete Bauteile festgestellt worden. In enger Abstimmung mit dem Umweltamt des 
Landkreises wurde ein sofortiger Maßnahmenplan festgelegt. Dieser beinhaltet die Versiege-
lung der Decken und die vollständige Reinigung der derzeit gesperrten Räume, mit einer an-
schließenden Freimessung, wodurch die Gefahr gebannt sein wird. In einem zweiten Schritt 
wird eine Deckensanierung in den vier betroffenen Räumen im Erdgeschoss des Altbaus 
erfolgen, hierfür werden die Osterferien angepeilt. Die Informationen werden morgen Abend 
auch den Eltern bei einer Versammlung übermittelt.  
 
 
Aufnahme von Darlehen 
 
Nachdem sich die Zinslandschaft von einer quer- in eine leichte Aufwärtsbewegung verändert 
hat, wurden aus den noch bestehenden Ermächtigungen im Stadthaushalt und den beiden 
Eigenbetrieben mit Auszahlung zum 15.02.2023 folgende Darlehen aufgenommen: 
 
Stadthaushalt:  3,2 Millionen Euro  
Eigenbetrieb Abwasser:  5,0 Millionen Euro 
Eigenbetrieb Breitbandnetz:  1,5 Millionen Euro 
 
Alle drei Darlehen haben eine Gesamtlaufzeit von 25 Jahren mit einer Zinsfestschreibung 
von 3,19 % p.a.. 
 
Der Gesamtbetrag von 9,7 Mio. Euro wird abhängig vom geplanten diesjährigen Mittelabfluss 
als Tagesgeld mit verschiedenen Laufzeiten angelegt, damit jederzeit die Liquidität sicherge-
stellt ist.  
 
Für Tages- /Festgelder können derzeit je nach Laufzeit 3,0 % oder mehr erzielt werden. 
    
 
Bürgschaftsübernahme für die Stadtwerke Bühl GmbH für den Kauf der BatterieCenter Süd 
GmbH 
 

Der Gemeinderat hat am 27.07.2022 der Übernahme einer Ausfallbürgschaft für die von der 
Stadtwerke Bühl GmbH geplante Darlehensaufnahme von 2,4 Mio. Euro für den Kauf der 
BatterieCenter Süd GmbH zugestimmt. 
 
Der Darlehensgeber hat mitgeteilt, dass für 20 % der Darlehenssumme die Sicherstellung 
durch Eintragung einer erstrangigen Buchgrundschuld in gleicher Höhe erfolgt. Dies bedeu-
tet, dass sich die Ausfallbürgschaft der Stadt Bühl nur noch über 1,92 Mio. Euro erstreckt. 
Das Regierungspräsidium Karlsruhe hat am 20. Februar 2023 auch der verringerten Bürg-



schaftsübernahme zugestimmt. 
 
Container Corona-Testzentrum 

 
Auf entsprechende Nachfrage von Stadtrat Teichmann teilt Frau Beerens, Bürgerservice – 
Sicherheit – Recht, mit, dass der Corona-Testcontainer an der Südseite der Stadtpfarrkirche 
bereits abgebaut ist.  
 
 
 

Zur Beglaubigung: 

 

Der Oberbürgermeister     Die Stadträte/innen: 

 

Hubert Schnurr 

 

Der Schriftführer: 

 

Marc Vollmer 
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